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Ausbau der Kinderbetreuung hat Vorrang

Familienförderung muss auf den Prüfstand

Beitragsfreiheit ist nicht finanzierbar

Stuttgart.   Das wichtigste in der Familienpolitik ist für den Gemeindetag der qualitative und quantitative Ausbau der Kinderbetreuung. Damit die Kommunen ihren Beitrag dazu leisten können, brauchen sie eine verlässliche Finanzierungsstruktur für solche Angebote. Das sagte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Professor Dr. Christian O. Steger.

„Unabhängig davon, ob die völlige oder teilweise Beitragsfreiheit in Kindertageseinrichtungen der richtige Weg ist: Sie ist derzeit nicht finanzierbar,“ sagte Steger. „Es ist daher nicht fair, den Eltern so etwas in Aussicht zu stellen.“ Das gelte für Baden-Württemberg. Geradezu grotesk sei es aber, wenn solche Wahlversprechen in Berlin gemacht würden, die Bundeshauptstadt aber gleichzeitig bei den anderen Ländern höhere Finanzausgleichszahlungen einklage um die Pleite abzuwenden. „Das geht, wie schon im Saarland, auf Kosten der Steuerzahler in Baden-Württemberg,“ kritisierte Steger.

Fördermittel gezielter einsetzen

Die Mittel zur Förderung von Kindern und Familien müssten gezielter eingesetzt werden, verlangt der Gemeindetag. In Deutschland würden Familien finanziell ausreichend gefördert. Nach Angaben des Instituts für Weltwirtschaft in Kiel belaufen sich die Aufwendungen für Familien einschließlich der Ausgaben für Schulen auf 166 Milliarden Euro. Die direkten Finanzhilfen sollen bei 107 Milliarden Euro liegen, berichtet der Gemeindetag. „Bei der Vielzahl der unterschiedlichen Leistungen ist nicht mehr erkennbar, welche familienpolitischen Ziele verfolgt und ob sie tatsächlich erreicht werden. Wir brauchen eine Analyse aller Familienleistungen,“ verlangte Steger.

Quantität und Qualität der Betreuung verbessern

Dem Ausbau der Tagesbetreuung komme familienpolitisch eine besondere Bedeutung zu. Die Quantität und Qualität von Betreuungsplätzen für Kinder müsse verbessert werden. Veränderte Familienstrukturen und gesellschaftliche Entwicklungen lassen den Bedarf an Betreuungsangeboten steigen. Kindertageseinrichtungen gewinnen nicht nur als Erfahrungsräume für Kinder an Bedeutung, sondern stehen zunehmend im Mittelpunkt sozialer Netze von Eltern und Kindern. Gerade bei Kindern aus Migrantenfamilien werde die Bildungs- und Förderfunktion der Kindertagesstätten immer wichtiger.

Betreuung für Kinder unter drei Jahren kostet 3 Milliarden

Der notwendige Ausbau setze voraus, dass die Kommunen die notwendigen Finanzmittel erhalten. „Bereits heute geben die Kommunen in Deutschland 13 Milliarden Euro für die Betreuung aus. Der notwendige Ausbau der Plätze für Kinder unter drei Jahren wird mindestens 2,5 bis 3 Milliarden Euro kosten. Will man den Ausbau für alle Altersstufen einschließlich der notwendigen qualitativen Verbesserungen, dürften zusätzliche Betriebskosten von bis zu 9 Milliarden Euro anfallen,“ kalkuliert Steger. „Das können die Kommunen nicht alleine schultern.“

Das Versprechen des Bundes, die Kommunen durch Hartz IV-Einsparungen in der Sozialhilfe um 2,5 Milliarden Euro zu entlasten und ihnen davon 1,5 Milliarden Euro zum Ausbau der Kinderbetreuung zukommen zu lassen, sei bis heute unerfüllt. „Die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Familienförderung setzt voraus, dass den Kommunen dauerhaft ausreichend Finanzmittel für eine am örtlichen Bedarf ausgerichtete Kindertagesbetreuung zur Verfügung stehen,“ stellte Steger fest. „Es ist klar, dass aufgrund der Haushaltslage von Bund, Ländern und Kommunen keine Ebene zusätzliche Mittel aufbringen kann. Dieses ist auch nicht zwingend notwendig. Wir müssen das Geld gezielter einsetzen,“ so Steger.

Gebührenfreiheit notwendig?

Erst wenn die dauerhafte Finanzierung sichergestellt sei, könne die Frage der Gebührenfreiheit in Kindertageseinrichtungen diskutiert werden. Ob sie überhaupt notwendig und richtig ist, sei aus Sicht des Gemeindetags fraglich. Die Elternbeiträge seien in Baden-Württemberg nach der Zahl der Kinder und oft auch nach dem Familieneinkommen gestaffelt. Die Beiträge seien im Bundesvergleich moderat. Der Kostendeckungsgrad liege weit unter 20 Prozent. Gleichwohl würde sich der Einnahmeausfall für die Gemeinden im Land auf rund 200 Millionen Euro jährlich belaufen. Im letzten Jahr vor der Einschulung besuchen fast 100 Prozent des Jahrgangs den Kindergarten.
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